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Einem Betroffenen oder demjenigen, der Einwendungen erhoben hat, wird eine leicht zu
erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt, wenn er oder sie während der Dauer
der Veröffentlichung ein entsprechendes Verlangen an die Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr gerichtet hat.

4.4 Bekanntgabefiktion

Gegenüber den Betroffenen und demjenigen, der Einwendungen erhoben hat, gilt der
Planfeststellungsbeschluss gem. § 43b Abs. 1 Nr. 3 Satz 3 EnWG nach Ablauf von zwei
Wochen seit der Zugänglichmachung auf der Internetseite der Planfeststellungsbehörde als
bekanntgegeben.

4. 5 Außerkrafttreten

Dieser Planfeststellungsbeschluss tritt gem. § 75 VwVfG i. V.m. § 43c Nr. 1 EnWG außer Kraft,
wenn mit der Durchführung des Planes nicht innerhalb von zehn Jahren nach Eintritt der
Unanfechtbarkeit begonnen wird, es sei denn, er wird vorher auf Antrag der Vorhabenträgerin
oder ihrer Rechtsnachfolgerin von der Planfeststellungsbehörde um höchstens fünf Jahre
verlängert.

4.6 Berichtigungen

Offensichtliche Unrichtigkeiten dieses Beschlusses (z. B. Schreibfehler) können durch die
Planfeststellungsbehörde jederzeit berichtigt werden; bei berechtigtem Interesse eines an dem
vorliegenden Planfeststellungsverfahren Beteiligten hat die genannte Behörde zu berichtigen,
ohne dass es hierzu jeweils der Erhebung einer Klage bedarf (vgl. § 42 VwVfG).
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